
Unlauterer  Blogeintrag  –
Mitarbeiter wirbt für eigenen
Arbeitgeber
Eigener Leitsatz:

Ein von einem Mitarbeiter abgegebener positiver Beitrag bzgl.
der Bewertung des eigenen Arbeitgebers in einem Internet-Blog
stellt eine unlautere Handlung des Arbeitgebers dar, sollte
der werbliche Charakter des Blogeintrages verschleiert werden.
Dies ist der Fall, wenn der Mitarbeiter vorgibt, sich als
Privatperson  zu  äußern,  obwohl  er  tatsächlich  für  das
Unternehmen werben möchte. Dass ein Arbeitnehmer von seinem
Arbeitsplatz aus einen Blogeintrag, der massiv zugunsten des
Arbeitgebers  formuliert  ist,  schaltet,  um  sich  privat  zu
äußern,  widerspricht  jeder  Lebenswahrscheinlichkeit.  Der
Arbeitgeber muss sich die Äußerung ggf. sogar unabhängig davon
zurechnen  lassen,  ob  er  seinen  Mitarbeiter  zu  derartigen
Aussagen angehalten oder ermächtigt hat.

Landgericht Hamburg

Urteil vom 24.04.2012

Az.: 312 O 715/11

Tenor:

Die einstweilige Verfug̈ung vom 3.1.2012 wird mit der Maßgabe
bestaẗigt, dass unter 1. in der ersten Zeile die Worte „den
Antragstellern“ gestrichen werden und unter 1. vor die Worte
„der Antragsgegnerin“ eingefug̈t wird „einem Mitarbeiter“.

Die  Antragsgegnerin  hat  auch  die  weiteren  Kosten  des
Verfahrens  zu  tragen.

Tatbestand:
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Die Antragsteller sind selbststan̈dige Rechtsanwal̈te, die einen
Internetblog namens „R.- B.“ betreiben. Der Blog beschaf̈tigt
sich  mit  „praktischen  Erfahrungen  mit  den  Leistungen  der
Rechtsschutzversicherer“ und richtet sich an Rechtsanwal̈te und
Verbraucher. Auf dem Blog war ein kritischer Beitrag unter dem
Titel „A. macht Probleme“ verof̈fentlicht. Unter dem 8.12.2011
antwortete darauf ein User mit dem Namen „R.“, der die A. sehr
positiv u.a. als „beste Rechtsschutzversicherung“ beschrieb.
Die Antragsteller, die am 8.12.2011 von dem Beitrag Kenntnis
erhielten, ub̈erpruf̈ten die IP-Adresse des Users und stellten
fest,  dass  ihm  die  Adresse  zuzuordnen  war.  Diese  Adresse
gehor̈t zum Netzwerk der Antragsgegnerin.

Die  Antragsteller  meinen,  dass  zwischen  ihnen  und  der
Antragsgegnerin ein Wettbewerbsverhal̈tnis bestehe, weil sie
Rechtsberatung erteilten und die Antragsgegnerin ebenso, wie
sich aus deren Internetseite Ast 8 „Nutzen sie kostenlos […]
unsere Online-Rechtsberatung […]“ ergebe.

Die  Antragsteller  mahnten  die  Antragsgegnerin  ab,  diese
antwortete aber, dass sie nicht verantwortlich sei fur̈ den
Beitrag des Users „R.“.

Die Antragsteller meinen, dass ihnen ein Unterlassungsanspruch
aus §§ 8 I, II UWG i.V.m. § 4 Nr. 3 UWG zustehe. Der User „R.“
bewerbe ein Produkt der Antragsgegnerin, nam̈lich „R. & H.“,
durch eine verdeckte geschaf̈tliche Handlung. Die
Antragsgegnerin hafte jedenfalls nach § 8 II UWG fur̈ diesen
Verstoß.

Die Kammer hat der Antragsgegnerin mit einstweiliger Verfug̈ung
vom 3.1.2012 unter Androhung der gesetzlichen Ordnungsmittel

verboten,

den Antragstellern im geschaf̈tlichen Verkehr zu Zwecken des
Wettbewerbs  handelnd,  in  dem  unter  der  URL  www.  r.-b..de
abrufbaren Internet-Blog fur̈ praktische Erfahrungen mit den
Leistungen von Rechtsschutzversicherern den im Nachfolgenden



wiedergegebenen Eintrag:

„Die A. ist die beste Rechtsschutzversicherung, die es gibt.
Einmal angefragt, schon kam die Deckungszusage, mein Anwalt
als auch ich sind begeistert. Weiter so A. und mit dem neuen
Produkt R. & H. ist die A. unschlagbar. Eine der fairsten und
kompetentesten Versicherungen, die ich kenne“,

zu taẗigen, ohne hierbei darauf aufmerksam zu machen, dass
dieser Eintrag von der Antragsgegnerin stammt.

Die Antragsgegnerin hat Widerspruch erhoben.

Die Antragsgegnerin meint, dass der Tenor unklar und nicht
tauglich fur̈ eine Vollstreckung sei, dass die Antragsteller
keinen konkreten Wettbewerbsverstoß glaubhaft gemacht haẗten
und dass die Antragsteller rechtsmissbraüchlich i.S.d. § 8 IV
UWG  handelten,  wenn  sie  ein  Gerichtsverfahren  anstrengten,
anstatt den Blogeintrag einfach zu los̈chen.

Die Antragsgegnerin ist der Auffassung, dass der Blogger „R.“
keinen  Wettbewerbsverstoß  begangen  habe.  Zudem  bestehe
zwischen den Parteien gar kein Wettbewerbsverhal̈tnis, denn die
Antragsteller stun̈den der Antragsgegnerin nicht als
Rechtsanwal̈te, sondern als Betreiber eines Forums gegenub̈er,
das eine Plattform fur̈ Meinungsaustausch biete. Es sei bereits
nicht erkennbar, dass das Forum geschaf̈tlich und nicht privat
betrieben werde.

Der Antragsgegnerin ko n̈ne nur ein begangener
Wettbewerbsverstoß gemaß̈ § 8 II UWG zugerechnet werden – an
einem solchen fehle es aber. Ein Wettbewerbsverstoß von „R.“
werde nur vermutet und behauptet. Die Antragstellerin habe
keine Informationen ub̈er die Absichten von „R.“. Als
Privatperson  sei  „R.“  nicht  verpflichtet  gewesen,  seinen
vollen Namen anzugeben. Eine Kennzeichnung als Werbung scheide
aus, weil die Antragsgegnerin Eintrag̈e in sozialen Medien nur
durch die zustan̈digen Fachabteilungen vornehme (Bl 38, Anlagen
AG 1 und AG 2). Dies sei ihren Angestellten auch klar, die



ub̈er „Social Media Guidelines“ (Anlage AG 3) darub̈er
informiert seien, dass die Antragsgegnerin allein ub̈er ihr
„Social Media Team“ Erklar̈ungen abgebe. Eine Zurechnung kon̈ne
nicht  erfolgen,  weil  das  Verhalten  von  „R.“  nicht  als
wettbewerbswidrig identifiziert werden kon̈ne. Der Sache nach
setzten die Antragsteller voraus, dass jeder Angestellte eines
Unternehmens bei etwaigen Blog- Beitrag̈en, die „sein“
Unternehmen betraf̈en, seinen Arbeitgeber offen legen mus̈se und
positive Bewertungen als „Werbung“ kennzeichnen mus̈se.

Da die Antragsgegnerin ihren Mitarbeitern die private Nutzung
von  Internet  und  Email  erlaube,  sei  sie  nach  Meinung  der
Aufsichtsbeho r̈den als „Access Provider“ an das
Fernmeldegeheimnis gemaß̈ § 88 TKG, § 206 StGB gebunden. Die
Antragsteller begrun̈deten die Haftung der Antragsgegnerin
allein ub̈er die IP-Adresse, diese sei aber allein eine
technische Zuordnungsmog̈lichkeit.

Die Antragsgegnerin beantragt,

die einstweilige Verfug̈ung vom 3.1.2012 aufzuheben und den auf
ihren Erlass gerichteten Antrag zuruc̈kzuweisen.

Die Antragstellerin beantragt,

die einstweilige Verfug̈ung mit der Maßgabe zu bestaẗigen, dass
unter 1. in der ersten Zeile die Worte „den Antragstellern“
gestrichen  werden  und  unter  1.  vor  die  Worte  „der
Antragsgegnerin“ eingefug̈t wird „einem Mitarbeiter“.

Die Antragstellerin hat ihren Vortrag vertieft. Sie hat einen
weiteren  Blog-Kommentar  eines  Nutzers  „B.“  vom  25.11.2011
benannt, der sich ebenfalls positiv ub̈er die A. geaüßert hat
und der ebenfalls von der IP-Adresse geschaltet worden war.
Sie  vertritt  weiter  die  Auffassung,  dass  die
Wettbewerbsverletzung  von  „R.“  darin  liege,  dass  er  den
Werbecharakter seines Blogbeitrages dadurch verschleiert habe,
dass  er  es  unterlassen  habe  darauf  hinzuweisen,  dass  er
Mitarbeiter der A. sei. Dies sei der Antragsgegnerin nach § 8



II UWG zuzurechnen. Auch die Wiederholungsgefahr sei danach
gegeben.

Das Wettbewerbsverhal̈tnis ergebe sich allein daraus, dass auch
derjenige, der fremden Wettbewerb rechtswidrig for̈dere, in
Anspruch genommen werden kon̈ne, wenn zwischen dem gefor̈derten
Unternehmen und dem Antragsteller ein Wettbewerbsverhal̈tnis
bestehe.  Die  Antragsgegnerin,  deren  Rechtsberatungs-
dienstleistungen vorliegend durch „R.“ beworben worden seien,
und die Antragsteller als Rechtsanwal̈te stun̈den auch in einem
konkreten Wettbewerbsverhal̈tnis.

Wegen der weiteren Einzelheiten des Sach- und Streitstandes
wird auf die eingereichten Schriftsaẗze der Parteien nebst
Anlagen sowie das Protokoll der mun̈dlichen Verhandlung vom
24.4.2012 verwiesen.

Entscheidungsgründe:

Der Antrag auf Erlass der einstweiligen Verfug̈ung war auch
unter Beruc̈ksichtigung des Widerspruchsvorbringens zulas̈sig
und begrun̈det.

I.

Die Berichtigung des Tenors gegenub̈er der Kurzverkun̈dung gemaß̈
dem  Berichtigungsantrag  wie  er  zusammen  mit  dem
Bestaẗigungsantrag in der mun̈dlichen Verhandlung gestellt
worden ist, erfolgt gemaß̈ § 319 I ZPO. Die Worte „den
Antragstellern“ waren bereits in der einstweiligen Verfug̈ung
als offenbare Unrichtigkeit enthalten, die daraus resultierte,
dass das elektronische Formular, dass die Geschaf̈tsstelle fur̈
einstweilige Verfug̈ungen verwendet, diese Formulierung enthal̈t
und von den Richtern ub̈ersehen worden war, dass die
Formulierung nicht gelos̈cht worden war.

Die Berichtigung hatte insoweit bereits von Amts wegen zu
erfolgen.



Soweit die in der mun̈dlichen Verhandlung beantragte
Einschran̈kung durch die Formulierung „einem Mitarbeiter“ vor
der Formulierung „der Antragsgegnerin“ in der Tenorierung der
Kurzverkun̈dung nicht beruc̈ksichtigt worden ist, ist dies
ebenfalls nach § 319 I ZPO als offenbare Unrichtigkeit zu
korrigieren.  Die  Kammer  hat  versehentlich  die  beantragte
Einschran̈kung des Tenors in der Kurzverkun̈dung nicht
beruc̈ksichtigt.

II.

Der Antragstellerin steht ein Unterlassungsanspruch aus §§ 8
I, II, 3, 4 Nr. 3 UWG gegen die Antragsgegnerin zu.

Die streitgegenstan̈dliche Aüßerung von „R.“ ist unlauter, weil
sie den werblichen Charakter des Blogbeitrags verschleiert.
Unlauter nach § 4 Nr. 3 UWG handelt, wer vorgibt, sich zu
einer Sache privat zu aüßern, obwohl er in Wahrheit damit fur̈
ein  bestimmtes  Unternehmen  werben  will.  Denn  Verbraucher
messen privaten Aüßerungen in Eintrag̈en in Blogs oder
entsprechend wissenschaftlichen oder fachlichen Aüßerungen z.
B. in Gutachten mehr Gewicht bei, als den Werbeaussagen eines
Unternehmens (vgl. Koḧler/Bornkamm, UWG, 29. Aufl. 2011, § 4
Rz. 3.18 m.w.N.).

Unter den gegebenen Umstan̈den ist es ub̈erwiegend
wahrscheinlich,  dass  der  Blogger  „R.“  nicht  zu  privaten
Zwecken gehandelt hat, als er den streitgegenstan̈dlichen
Beitrag auf der Plattform der Antragsteller einstellte. Denn
„R.“  sendete  seinen  Beitrag  von  einer  IP-Adresse  der
Antragsgegnerin, ist also ub̈erwiegend wahrscheinlich ein
Mitarbeiter  der  Antragsgegnerin.  Der  Beitrag,  den  er
schaltete, ist ub̈eraus positiv zugunsten der Antragsgegnerin,
so dass davon auszugehen ist, dass „R.“ die Antragsgegnerin,
seine Arbeitgeberin, mit dem Beitrag for̈dern wollte. Es
widerspricht  jeder  Lebenswahrscheinlichkeit,  dass  ein
Arbeitnehmer von seinem Arbeitsplatz aus einen Blogbeitrag,
der massiv zugunsten seines Arbeitgebers ist, schaltet, und



sich dabei rein privat aüßert. Da dem Beitrag nicht zu
entnehmen ist, dass „R.“ Mitarbeiter der Antragsgegnerin ist,
der diese for̈dern will, sondern der Beitrag von einem
neutralen  Versicherungsnehmer  der  Antragsgegnerin,  der  mit
dieser gute Erfahrungen gemacht hat, zu stammen scheint, wird
der werbliche Charakter des Beitrags verschleiert. Auch das
Vorliegen einer geschaf̈tlichen Handlung ist damit zu bejahen.
Denn mit dem Eintrag von „R.“ liegt ein Verhalten zugunsten
des  Unternehmens  der  Antragsgegnerin  vor,  das  mit  der
For̈derung des Absatzes von Waren oder Dienstleistungen der
Antragsgegnerin objektiv zusammenhan̈gt.

Schließlich besteht auch zwischen den Parteien ein konkretes
Wettbewerbsverhal̈tnis. Denn beide Parteien sind auf dem Gebiet
der Rechtsberatung taẗig. Dass sie dabei als Rechtsanwal̈te
einerseits  und  als  (Rechtsschutz-)versicherer  andererseits
unterschiedlichen „Branchen“ angehor̈en, ist unerheblich. Dass
die Antragsteller bei ihrer Taẗigkeit einen Blog betreiben, um
den es vorliegend geht, a n̈dert an dem konkreten
Wettbewerbsverhal̈tnis nichts, weil sie diesen Blog auch im
Zusammenhang mit ihrer rechtsberatenden Taẗigkeit, speziell
den  Erfahrungen  von  Kunden  mit  Rechtsschutzversicherern
betreiben.

Die Handlung ist auch geeignet, die Interessen der Mitbewerber
und der Verbraucher spur̈bar zu beeintrac̈htigen. Denn die
Aüßerung ist geeignet, Verbraucher zu einem Vertragsschluss
mit der Antragsgegnerin zu motivieren, weil deren Leistung so
positiv  dargestellt  wird.  Damit  werden  gleichzeitig  die
Interessen der Mitbewerber spur̈bar beeintrac̈htigt, weil ihnen
die Kunden, die der anscheinend unbefangenen und neutralen
Aüßerung eines Privatmannes glauben und sich deshalb fur̈ eine
Versicherung  bei  der  Antragsgegnerin  entscheiden,  verloren
gehen.

Die Aüßerung ist der Antragsgegnerin nach § 8 II UWG
zuzurechnen.  Dass  die  Antragsgegnerin  ihre  Mitarbeiter  zu
solchen Aüßerungen weder angehalten noch sie zu solchen



Aüßerungen ermac̈htigt haben mag, steht dem nicht entgegen,
weil der Unterlassungsanspruch ebenso wie die Zurechnung des
Wettbewerbsverstoßes nach § 8 II UWG verschuldensunabhan̈gig
sind. Bei § 8 II UWG handelt es sich um die Regelung einer
echten Erfolgshaftung (vgl. Koḧler/Bornkamm, UWG, 29. Aufl.
2011, § 8 Rz. 2.53).

Eine Rechtsmissbraüchlichkeit gemaß̈ § 8 IV UWG ist nicht
erkennbar. Die Antragsteller sind zu gerichtlichem Vorgehen
wegen Wettbewerbsverstoß̈en berechtigt und nicht etwa zur Wahl
milderer Mittel wie der Los̈chung des Blog-Beitrages
verpflichtet.

Die Kostenentscheidung beruht auf § 92 II Nr. 1 ZPO. Die
Kostenquote, die den Antragstellern wegen der Einschran̈kung
ihres Antrags durch Einfug̈ung der Worte „einem Mitarbeiter“
aufzuerlegen war̈e, war̈e nur geringfug̈ig.


